BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom O01. August 2019, VIR 32/18

Lohnsteuerpauschalierung bei zusdtzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbrachten Leistungen des Arbeitgebers
ECLI:DE:BFH:2019:U.010819.VIR32.18.0
BFH VI. Senat

EStG&840Abs2S1Nr552,EStG&40 Abs 2 S 2, EStG & 11 Abs 1, AO 8 42 Abs 1, LStR R 3.33 Abs 5 S 2, EStG VZ 2012,
EStG VZ 2013, EStG VZ 2014

vorgehend FG Dusseldorf, 23. Mai 2018, Az: 11 K 3448/15 H (L)

Leitsatze

1. Ohnehin geschuldeter Arbeitslohn i.S. der entsprechenden Vorschriften --wie beispielsweise § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5
oder § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG-- ist derjenige Lohn, den der Arbeitgeber verwendungsfrei und ohne eine bestimmte
Zweckbindung (chnehin) erbringt.

2. Zusatzlicher Arbeitslohn liegt vor, wenn dieser verwendungs- bzw. zweckgebunden neben dem ohnehin geschuldeten
Arbeitslohn geleistet wird. Es kommt nicht darauf an, ob der Arbeitnehmer auf den zusatzlichen Arbeitslohn einen
arbeitsrechtlichen Anspruch hat (Anderung der Rechtsprechung).

Tenor

Auf die Revision des Klagers werden das Urteil des Finanzgerichts Dusseldorf vom 24.05.2018 - 11 K 3448/15 H (L), die
Einspruchsentscheidung vom 09.10.2015 sowie der Lohnsteuernachforderungsbescheid vom 11.06.2014 aufgehoben.

Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.

Tatbestand

1  Der Klager und Revisionsklager (Klager) ist Einzelunternehmer . Im Jahr 2011 traf er mit einigen Arbeitnehmern
neue Vereinbarungen bezlglich der Entlohnung. In einem ersten Schritt wurde hierbei der bisherige Bruttolohn
herabgesetzt. So heifdt es z.B. in der durch den Klager beispielhaft zu den Akten gereichten "Erganzende[n]
Vereinbarung” mit der Arbeitnehmerin ...:

"l. Die Arbeitsvertragsparteien stellen fest, dass das Bruttogehalt ab dem 01. Juli 2011 nunmehr 2.285,04 € betragt,
bei unveranderter Arbeitszeit. Dies entspricht einem Entgeltverzicht in Hohe von 245,85 €.

/. Als Bemessungsgrundlage fir andere Anspriiche, wie zum Beispiel quotale, zukiinftige Lohnerhéhungen,
gesetzliche Abfindungsanspriiche, gegebenenfalls Urlaubs—- oder Weihnachtsgeld und vergleichbare, bestehende
Ansprtiche gilt der bisherige Bruttobarlohn in Hohe von 2.530,89 € als vereinbart (Schattenlohn). Diese
Bemessungsgrundlage wird fiir die Zukunft fortgeschrieben.”

2 In einem weiteren Schritt vereinbarte der Klager mit seinen Arbeitnehmern unter Ill. der erganzenden Vereinbarung
die Zahlung eines Zuschusses fur Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstatte sowie mit einigen Arbeitnehmern
einen pauschalen Zuschuss fir die Internetnutzung. In den jeweiligen erganzenden Vereinbarungen heif3t es hierzu,
diese zusatzlichen Leistungen fielen nicht unter den Freiwilligkeitsvorbehalt.

3 ImJahre 2014 schlossen der Klager und die einzelnen Arbeitnehmer bezliglich dieser seit dem Jahr 2011
geleisteten Lohnbestandteile eine Freiwilligkeitsvereinbarung, wonach die Zuschisse ab dem 01.01.2014 rein
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freiwillig gewahrt wurden und keinen Rechtsanspruch des Arbeitnehmers begriindeten.

Im Rahmen einer beim Klager durchgefiihrten Lohnsteuer-AufRenprufung fir den Zeitraum Januar 2010 bis April
2014 vertrat die Priferin die Auffassung, eine Pauschalversteuerung der streitigen Zusatzleistungen sei nicht
zulassig, da sich die Neugestaltung der Arbeitsvertrage als steuerschadliche Gehaltsumwandlung darstelle. Die
gezahlten Zuschusse seien daher nach & 40 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) unter Anrechnung der
bisher vorgenommenen Pauschalierung zu versteuern.

Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) erlief3 daraufhin einen
Lohnsteuernachforderungsbescheid. Der Einspruch blieb erfolglos.

Die im Anschluss erhobene Klage wies das Finanzgericht (FG) mit den in Entscheidungen der Finanzgerichte 2018,
1487 veroffentlichten Grinden ab. Es war im Wesentlichen der Ansicht, fur die Streitjahre 2011 bis 2013 fielen die
Zuschusse nicht unter den Freiwilligkeitsvorbehalt i.S. der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) bzw. seien
eine nach Ansicht der Finanzverwaltung schadliche Gehaltsumwandlung. Ab dem Jahr 2014 seien die Zuschusse
zwar freiwillig geleistet worden, insoweit liege aber ebenfalls eine schadliche Gehaltsumwandlung von verbindlich
zu zahlenden Lohnbestandteilen in freiwillige zweckgebundene Leistungen vor.

Mit seiner Revision rugt der Klager die Verletzung materiellen Rechts.

Er beantragt,
das FG-Urteil sowie den Lohnsteuernachforderungsbescheid vom 11.06.2014 in Gestalt der Einspruchsentscheidung
vom 09.10.2015 aufzuheben.

Das FA beantragt,
die Revision als unbegriindet zurlickzuweisen.

Entscheidungsgrunde
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Die Revision des Klagers ist begriindet. Sie flihrt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Stattgabe der
Klage (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG hat zu Unrecht entschieden, dass der
Klager die an seine Arbeitnehmer gezahlten Zuschusse fur die Internetnutzung sowie flr Fahrten zwischen
Wohnung und regelmafdiger Arbeits- bzw. erster Tatigkeitsstatte nicht pauschal versteuern durfte.

1. Gemafs § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 Satz 2 EStG kann der Arbeitgeber abweichend von Abs. 1 die Lohnsteuer mit
einem Pauschsteuersatz von 25 % erheben, soweit er den Arbeitnehmern zusatzlich zum ohnehin geschuldeten
Arbeitslohn Zuschusse zu den Aufwendungen fur die Internetnutzung zahlt.

2. Fur zusatzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistete Zuschisse u.a. zu den Aufwendungen des
Arbeitnehmers fiir Fahrten zwischen Wohnung und regelmafiiger Arbeitsstatte (bis einschlieBlich des
Veranlagungszeitraums 2013) bzw. erster Tatigkeitsstatte (ab dem Veranlagungszeitraum 2014) kann der
Arbeitgeber die Lohnsteuer nach & 40 Abs. 2 Satz 2 EStG mit einem Pauschsteuersatz von 15 % erheben, soweit
diese Bezlige den Betrag nicht Ubersteigen, den der Arbeitnehmer nach & 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 und Abs. 2 EStG als
Werbungskosten geltend machen konnte, wenn die Bezlige nicht pauschal besteuert wiirden.

3. Zwischen den Beteiligten ist unstreitig, dass die maRgeblichen Aufwendungen den Arbeitnehmern, die
monatliche Zuschiisse vom Klager erhielten, tatsachlich entstanden sind und dass die personlichen und sachlichen
Voraussetzungen fir die Zusatzleistungen bei den Arbeitnehmern betreffend die Internetpauschale und die
Wegekosten tatsachlich vorlagen. Der Senat sieht deshalb insoweit von weiter gehenden Ausfiihrungen ab.

4. Die Beteiligten streiten vielmehr allein darliber, ob das den genannten Vorschriften gemeinsame
Tatbestandsmerkmal "zusatzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn” vorliegend erfullt ist.

a) Nach der bisherigen Rechtsprechung des BFH werden Zuschiisse des Arbeitgebers "zusatzlich zum ohnehin
geschuldeten Arbeitslohn” geleistet, wenn sie zu den Lohnzahlungen hinzukommen, die entweder durch
Vereinbarung, eine dauernde Ubung oder sonst arbeitsrechtlich geschuldet sind. Danach ist der "ohnehin
geschuldete Arbeitslohn” der lohnsteuerrechtlich erhebliche Vorteil, der arbeitsrechtlich geschuldet ist; das ist der
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Arbeitslohn, auf den zumindest im Zeitpunkt der Zahlung ein verbindlicher Rechtsanspruch besteht (Senatsurteile
vom 19.09.2012 - VI R 54/11, BFHE 239, 85, BStBL Il 2013, 395, Rz 10 ff., und VI R 55/11, BFHE 239, 91, BStBL I
2013, 398, Rz 11, sowie vom 01.10.2009 - VI R 41/07, BFHE 227, 40, BStBL Il 2010, 487, Rz 17 ff., m.w.N.; kritisch
Thomas, Deutsches Steuerrecht --DStR-- 2013, 233, und 2018, 1342; Obermair, DStR 2013, 1118; Plenker, Der
Betrieb 2013, 1202; Steiner in Lademann, EStG, § 3 Rz 251). Der zusatzlich hierzu geleistete Lohn ist danach
derjenige, auf den der Arbeitnehmer arbeitsrechtlich keinen Anspruch hat, der folglich freiwillig vom Arbeitgeber
erbracht wird.

b) Hieran halt der erkennende Senat nach nochmaliger Prifung nicht langer fest.

aa) Er geht vielmehr davon aus, dass der zusatzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn i.S. der entsprechenden
Vorschriften --wie § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 oder § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG-- der Arbeitslohn ist, den der Arbeitgeber nur
verwendungs- bzw. zweckgebunden leistet. Der ohnehin geschuldete Arbeitslohn i.S. der entsprechenden
Vorschriften ist mithin derjenige, den der Arbeitnehmer verwendungsfrei und ohne eine bestimmte Zweckbindung
(ohnehin) erhalt. Im Allgemeinen unterliegt dieser Lohn der Regelbesteuerung. Demgegeniber ist der hinzutretende
verwendungsgebundene (zusatzliche) Lohn in den vorgenannten Vorschriften insofern beglinstigt, als er vom
Arbeitgeber mit einem Pauschsteuersatz besteuert oder --wie in anderen Fallen (8 3 Nrn. 15, 33, 34, 34a, 37 und 46
EStG)-- steuerfrei erbracht werden kann, sofern die personlichen und sachlichen Beglinstigungsvoraussetzungen
erfullt sind und insbesondere der --gesetzlich angeordnete und arbeitsvertraglich vereinbarte-- besondere
Verwendungszweck gewahrt wird.

bb) Auf die Frage, ob der Arbeitnehmer auf den fraglichen Lohnbestandteil arbeitsrechtlich einen Anspruch hat,
kommt es daher nicht mehr an. Insbesondere zwingt der Wortlaut des Gesetzes nicht zu dem Verstandnis, der
zusatzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn dirfe seinerseits nicht geschuldet sein. Denn Freiwilligkeit und
Zusatzlichkeit schlieRen einander nicht aus. Vielmehr kann auch zu einer Zahlung, auf die im Zeitpunkt der Zahlung
ein verbindlicher Rechtsanspruch besteht, eine weitere ebenfalls arbeitsrechtlich geschuldete Leistung hinzutreten.
Hiervon gehen auch die Finanzbehorden aus (Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen --BMF-- vom
22.05.2013 - IV C5-S 2388/11/10001-02, BStBL |1 2013, 728).

cc) Zudem sprechen Sinn und Zweck der Beglinstigungsvorschriften dafir, dass es nicht darauf ankommt, ob der
fragliche Lohnbestandteil (wie beispielsweise Zuschusse fur die Internetnutzung oder fiir Fahrten zwischen
Wohnung und regelmafiiger Arbeits- bzw. erster Tatigkeitsstatte) vom Arbeitgeber arbeitsrechtlich geschuldet ist.
Denn die Vorschriften dienen der Verwaltungsvereinfachung und der Férderung der verwendungsgebundenen
Zwecke (z.B. BTDrucks 18/5864, S. 1; BTDrucks 16/10189, S. 47 f.; BTDrucks 12/1368, S. 5 f.; Wagner in
Herrmann/Heuer/Raupach --HHR--, § 40 EStG Rz 3). Dass der Gesetzgeber seine Forderung an fehlende rechtliche
Anspriche der Arbeitnehmer knipfen und nur freiwillige Finanzierungsbeitrage des Arbeitgebers begunstigen
wollte, ist nicht zu vermuten. Denn nicht durch die Freiwilligkeit der Arbeitgeberleistung, sondern durch die
--gesetzlich angeordnete und arbeitsvertraglich vereinbarte-- zweckgebundene Verausgabung des
steuerbeglinstigten Arbeitslohns werden die vom Gesetzgeber angestrebten Ziele erreicht.

5. Das Zusatzlichkeitserfordernis ist auf den Zeitpunkt der Lohnzahlung zu beziehen.

a) Dies folgt aus dem in § 11 Abs. 1 Satze 1 und 4 i.V.m. § 38a Abs. 1 Satze 2 und 3 EStG verankerten Zuflussprinzip
als allgemeinem Grundsatz.

b) Ein arbeitsvertraglich vereinbarter Lohnformenwechsel ist deshalb nicht beguinstigungsschadlich. Setzen
Arbeitgeber und Arbeitnehmer den "ohnehin geschuldeten Arbeitslohn” fur kinftige Lohnzahlungszeitraume
arbeitsrechtlich wirksam herab, kann der Arbeitgeber diese Minderung durch verwendungsgebundene
Zusatzleistungen steuerbegunstigt ausgleichen. Diese treten nunmehr zum Zahlungszeitpunkt zum ohnehin --nur
noch in geminderter Hohe-- geschuldeten Lohn hinzu und werden somit "zusatzlich” zu diesem erbracht.

aa) Der entgegenstehenden Auffassung der Finanzbehdorden (R 3.33 Abs. 5 Satz 2 der Lohnsteuer-Richtlinien; BMF-
Schreiben in BStBL | 2013, 728) vermag der Senat nicht beizutreten. Denn sie beruht auf der Fiktion, dass (ohnehin)
geschuldet ist, was seit jeher (ohnehin) geschuldet war (Thomas, DStR 2018, 1342, 1344). Arbeitgeberleistungen,
die der Arbeitgeber friiher einmal geschuldet hat, nunmehr aber nicht langer schuldet, konnen daher zum
mafRgeblichen Zuflusszeitpunkt nicht (mehr) zum "ohnehin geschuldeten Arbeitslohn” zahlen. Denn das Recht ist
auf den gegenwartigen und nicht auf einen vergangenen oder fiktiven Sachverhalt anzuwenden (Senatsurteil in
BFHE 227, 40, BStBL 1l 2010, 487; ebenso Thomas, DStR 2018, 1342, 1344). Deshalb ist insoweit nur auf das, was
der Arbeitgeber gegenwartig schuldet, nicht aber (vergleichend) darauf abzustellen, was er bisher, d.h. vor dem
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Lohnformenwechsel, geschuldet hat. Folglich sind die Arbeitsvertragsparteien, die ihre arbeitsrechtlichen
Verpflichtungen im Rahmen der Vertragsfreiheit wirksam neu gestalten, an dem neu gestalteten Regelwerk und
nicht an dem bisherigen zu messen.

bb) Sinn und Zweck der durch das Zusatzerfordernis verklammerten lohnsteuerrechtlichen
Begunstigungsvorschriften vermdgen fir die Sichtweise der Verwaltung ebenfalls nicht zu streiten. Denn diese sind
--wie oben ausgefuhrt-- in der Verfahrensvereinfachung sowie der Férderung der verwendungsgebundenen Zwecke
(z.B. BTDrucks 12/1368, S. 5 f.; HHR/Wagner, § 40 EStG Rz 3) und nicht im vermeintlich richtigen
Gestaltungszeitpunkt (Thomas, DStR 2018, 1342, 1345) oder gar in der Begrenzung der Privatautonomie von
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu finden.

Auch das Anliegen des Gesetzgebers, die Umwandlung von Arbeitslohn in beglinstigte Zusatzleistungen zu
verhindern (z.B. BTDrucks 12/5016, S. 85, und BTDrucks 12/5764, S. 22), verlangt keine Begunstigungsschadlichkeit
eines Lohnformenwechsels. Einen solchen Wechsel hatte der Gesetzgeber mit der als beglinstigungsschadlich
angesehenen "Gehaltsumwandlung” nach Auffassung des Senats auch nicht im Blick. Es ist nichts dafur ersichtlich,
dass der Gesetzgeber bei der Auslegung des Zusatzlichkeitserfordernisses die in § 11 Abs. 1 Satze 1 und 4 i.V.m.

§ 38a Abs. 1 Satze 2 und 3 EStG angeordnete MaRRgeblichkeit des Zuflusszeitpunkts fur die steuerliche Beurteilung
des Arbeitslohns aufder Kraft setzen wollte. Jedenfalls ergibt sich solches nicht aus dem Gesetz. Anderenfalls
kénnten die entsprechend ausgestalteten Beglinstigungstatbestande stets nur von Beginn des Arbeitsverhadltnisses
an oder --insbesondere bei wahrend der Laufzeit des Arbeitsverhaltnisses neu geschaffenen lohnsteuerlichen
Begunstigungstatbestanden, wie z.B. des mit Wirkung ab dem Veranlagungszeitraum 2019 eingefuhrten § 3 Nr. 37
EStG betreffend die Vorteile fiir die Uberlassung eines betrieblichen Fahrrads-- im Rahmen von Gehaltserhéhungen
in Anspruch genommen werden. Hierfir ist jedoch nichts ersichtlich (Thomas, DStR 2018, 1342, 1344 f.). Im
Gegenteil zeigt gerade die Begriindung zum Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Forderung der Elektromobilitat
(BTDrucks 18/5864, S. 1), dass die beabsichtigte Zielsetzung, mit steuerlichen Anreizen --wie durch & 3 Nr. 46
EStG-- die Zahl der Elektroautos in der Bundesrepublik Deutschland signifikant zu erhéhen, nicht allein durch
Vereinbarungen in neu geschlossenen Arbeitsvertragen und Uber Gehaltserhohungen erreicht werden kann.
Entsprechendes gilt beispielsweise auch flr den durch & 3 Nr. 34 EStG geforderten Zweck der "Verbesserung des
allgemeinen Gesundheitszustandes und der betrieblichen Gesundheitsforderung” (z.B. BTDrucks 16/10189, S. 47 f.).

cc) Die eigentliche Bedeutung des Zusatzlichkeitserfordernisses und des Ausschlusses sog. "Gehaltsumwandlungen”
liegt demnach vielmehr in einem Anrechnungsverbot auf den unverandert bestehenden Lohnanspruch. In diesem
Sinne versteht der erkennende Senat die Gesetzesmaterialien, wenn es heif3t, dass durch das Tatbestandsmerkmal
"zusatzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn" erreicht werden solle, dass die Steuerbefreiungen allein ihrer
Zweckbestimmung zugutekommen und Leistungen, die unter Anrechnung auf den vereinbarten Arbeitslohn oder
durch Umwandlung (Umwidmung) des vereinbarten Arbeitslohns erbracht werden, nicht steuerfrei sein sollen (z.B.
BTDrucks 16/10189, S. 47; BTDrucks 12/5016, S. 85, und BTDrucks 12/5764, S. 22). In Anrechnungs-
/Verrechnungsfallen wird nicht "zusatzlich zum", sondern "ersatzweise an Stelle von" regelbesteuertem Arbeitslohn
geleistet. Dem Arbeitgeber ist es damit verwehrt, einseitig, d.h. ohne Vertragsanderung, eine im Hinblick auf die
vorhandenen Beglinstigungstatbestande optimierte Berechnung der Lohnsteuer zu bewirken.

dd) Bestatigt sieht sich der Senat in seiner Auffassung durch die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG).
Das BSG unterscheidet bei einem Lohnformenwechsel ebenfalls danach, ob die Leistungspflicht des Arbeitgebers
fur die Zukunft arbeitsvertraglich gedndert (noviert) und durch die nunmehr vereinbarten Entgeltmodalitaten
ersetzt wird. Wird fur die Zukunft wirksam eine Vereinbarung uber die Umwandlung des zunachst vereinbarten
Barlohns in einen Sachbezug getroffen, sind fur die Berechnung der Sozialversicherungsbeitrage als Entgelt nur
noch der verbliebene reduzierte Barlohn und der Wert des Sachbezuges zugrunde zu legen. Dies gilt selbst dann,
wenn die Vereinbarung mundlich getroffen wurde (z.B. BSG-Urteil vom 02.03.2010 - B 12 R 5/09 R, Rz 17 ff,,
m.w.N.).

ee) Entgegenstehendes lasst sich auch der bisherigen Senatsrechtsprechung nicht entnehmen. So hat der Senat bei
der Umwandlung von regelbesteuertem Weihnachtsgeld in ermafdigt besteuerte Fahrtkostenzuschusse die
Beglinstigung nicht verwehrt (Senatsurteil in BFHE 227, 40, BStBL Il 2010, 487). Im Senatsurteil vom 15.05.1998 -
VIR 127/97 (BFHE 186, 224, BStBL 11 1998, 518) hat der Senat (lediglich) entschieden, dass der Arbeitgeber einen
Zinszuschuss dann nicht zusatzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn leistet, wenn er ihn mit einer
Gratifikation (Jahresabschlusspramie) verrechnet, auf deren Zahlung der Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch hat.
Ebenfalls ein Fall der Verrechnung/Anrechnung und kein Lohnformenwechsel lag dem Senatsurteil vom
12.03.1993 - VIR 71/92 (BFHE 171, 67, BStBL 11 1993, 521) zugrunde. In jenem Fall hat der Senat darauf erkannt,
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dass die an den dortigen Klager ausgezahlte Jubildaumszuwendung nicht zusatzlich zu dem Gehalt geleistet wurde,
auf das er ohne das Jubildaum einen Rechtsanspruch gehabt hatte. Denn die Jubilaumszuwendung wurde auf das
tarifvertraglich allen Arbeitnehmern geschuldete Weihnachtsgeld angerechnet.

6. Nach diesen Maf3staben hat das FG dem Klager die Pauschalierung der Lohnsteuer fur die streitigen Zuschusse zu
den Aufwendungen fur die Internetnutzung sowie den Fahrtkosten zwischen Wohnung und regelmafiger Arbeits-
bzw. erster Tatigkeitsstatte zu Unrecht versagt. Denn der Klager hat diese --entgegen der Auffassung des FG--
zusatzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewahrt.

a) Nach den nicht mit Verfahrensrigen angegriffenen und den Senat deshalb bindenden (§ 118 Abs. 2 FGO)
Feststellungen des FG, hatten der Kldger und verschiedene Arbeitnehmer den Bruttolohn ab Juli 2011
arbeitsrechtlich wirksam herabgesetzt und im Gegenzug die Zahlung der streitgegenstandlichen Zuschusse fur die
Internetnutzung sowie fir Fahrten zwischen Wohnung und regelmafiiger Arbeits- bzw. erster Tatigkeitsstdtte
vereinbart. Insofern liegt insbesondere keine begunstigungsschadliche Gehaltsumwandlung i.S. einer Anrechnung
bzw. Verrechnung vor. In den erganzenden Vereinbarungen ist zudem nicht vorgesehen, dass der Klager bei Wegfall
einer Zusatzleistung den "Lohnverzicht" durch eine Gehaltserh6hung auszugleichen hatte. Unschadlich ist auch,
dass der Lohnverzicht flr andere Anspriche, wie z.B. zukilinftige Lohnerh6hungen, gesetzliche Abfindungsanspruche,
ggf. Urlaubs- oder Weihnachtsgeld, nicht gilt, sondern diese mithilfe eines Schattenlohns auf Grundlage des
bisherigen Bruttoarbeitslohns berechnet werden. Denn der Schattenlohn dient nur als Berechnungsgrundlage fur
weitere Lohnanspriche.

b) Unerheblich ist nach den vorstehenden Ausfliihrungen, dass die zusatzlichen Leistungen zunachst vom Klager
gegenlber seinen Arbeitnehmern arbeitsvertraglich geschuldet waren.

¢) Entgegen der Ansicht des FG ist der Lohnformenwechsel nicht willkirlich. Diese Auffassung der Vorinstanz
berticksichtigt zum einen die Vertragsfreiheit der Arbeitsvertragsparteien nicht hinreichend. Denn diese sind
grundsatzlich frei, ihre arbeitsrechtlichen Beziehungen im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben ihren Wiinschen und
Bedirfnissen entsprechend zu gestalten. Zum anderen Ubersieht das FG, dass der Gesetzgeber den
Arbeitsvertragsparteien mit einem ausdifferenzierten Regelungswerk die lohnsteuer- und
sozialversicherungsrechtliche "Optimierung” des Arbeitsverhaltnisses --auch im Interesse einer
Verfahrensvereinfachung sowie zur Forderung der verwendungsgebundenen Zwecke (z.B. BTDrucks 12/1368, S. 5 f,;
HHR/Wagner, & 40 EStG Rz 3)-- an die Hand gegeben hat.

d) Zudem ist die vorliegende Gestaltung auch nicht rechtsmissbrauchlich. Im Streitfall ist der Tatbestand des § 42
Abs. 1 der Abgabenordnung (AO) bereits deshalb nicht erfillt, weil der Klager lediglich von der gesetzlich
eingeraumten Maoglichkeit Gebrauch gemacht hat, bestimmte beglinstigte Lohnleistungen zu pauschalieren.
Gegenteiliges wird vom FA im Revisionsverfahren auch nicht vorgebracht, so dass der Senat von weiteren
Ausflihrungen hierzu absieht.

7. Die Kostenentscheidung folgt aus & 135 Abs. 1 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 5 von 5


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201910218/

	Urteil vom 01. August 2019, VI R 32/18
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



